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Oberlandesgericht Rostock

Beschluss

ln Sachen

- Klägerin und Antragstellerin -

Prozessbevollmächtigrte :

Rechtsanu/äf te Rasch, An der Alster 6, 20099 Hambu rg, Gz.: 1.1-il2.2049

geg€n

- Beklagter und Antragsgegner -

Prozessbevoltmächligrte :

hal der 2. Zivilsenat des Oberlandesgedchts Rostock durct den Präsidenten des Ob€rlandesge-

richts die Richterin am Obedandesgericht

gericfit am15.01.2013beschlossen:

und den Richter am Oberlandes-

Das Amtsgericht Rostock wird als das fiir den Rechtsstreit gemäß g 4 AbsaE 2 Konzvo
M-V zuständige Gericht bestimmt
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Gründe:

t.

Die Parteien streiten um Zahlung wegen einer vorangegang€nen Urhebenechtsverletzung. Der

Kläger behauptet, über die Klagforderung in Höhe von 1.200,00 EUR sei wirksam ein mündlicher

außergerichtlicher Vergleich geschlossen worden.

Das Amtsgericht Rostock als das filr Urheberrechtssachen zuständige Konzentrationsgericht hat

sich mit Beschluss vom 4. Juli 2012 für unzuständig erklärt und den Rechtsstreit auf Antrag der

Kfägerin an das Amtsgerichts Ludwigslust verwiesen. Mit Beschluss vom 20. August 2012 hat

sich das Amtsgerichts Ludwigslust ftir funktionell unzuständig erklärt und den Rechtsstreit an das

Amtsgericht Rostock zunickgegeben. Auf den Inhalt der vorgenannten Beschlüsse wird Bezug

genommen.

Mit Beschluss vom 18. september 2012 hat das Amtsgerichts Ludwigslust das Verhhren zur Be-

stimmung der Zuständigkeit vorgelegt.

il.

Das oberlandesgericht ist gemäß $ 36 Absatz 1 Nummer 6 Zpo zur Entscheidung über die Be-

stimmung des zuständigen Gerichts berufen. Der im übrigen zulässigen vorlage durch das

Amtsgericht Ludwigslust steht auch nicht eine Bindungswirkung des Venreisungsbeschlusses

des Amtsgerichts Rostock vom M. Juli 2012 entgegen.

Zwar ist die Venveisung eines Rechtsstreits gemäß S 281 ZPO unwidenuflich fiir das verweisen-

de und grundsäblich bindend für das aufnehmende Gericht und dies selbst bei Rechtsirrtum oder

Verfahrensfehlem. Etwas anderes gilt allerdings dann, wenn der Venreisungsbeschluss in Ver-

kennung des streitgegenstandes ergangen ist (so auch oLG Hamburg, Beschluss vom

19.03.2003 - 13 AR 6/03).

Der streitgegenstand wird zunächst durch das Klagebegehren bestimmt, das in dem Klagean-

trag unter Einbeziehung der Klagebegründung zum Ausdruck kommt. Hieraus ergibt sich in die-

sem Faff ein urheberrechtsstreit, filr den gemäß $ 4 Absatz 2 KonzVo M-v das Amtsgericht Ro-

slock zuständig ist.
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der Legaldefinition des S 104 SaE 1 UrhG gehören zu den Urheberstreitigkeiten alle Ansprü-

die sich aus einem im Urhebergesetz geregelten Rechtsverhältnis ergeben. Zweck der Kon-

zentrationsermächtigung des S 105 UrhG ist, die besondere Sachkunde des aut Uthebersachen

speziafisierten Gerichts zu nuEen. Um diesen Zweck zu erreichen, ist der Begriff der Urheber-

rechtsstreitsache weit auszulegen. Er umfasst alle Ansprüche aus dem Urhebenecht und alle

aus diesem Rechl hergeleiteten Ansprüche und Folgeverfahren (Mestmäcker/Schulze/ Haber-

strumpf, Urhebenecht, S 104 UrhG Rdn. 6). Dabei genügt es, wenn die Entscheidung des

Rechtsstreits auch von im Urhebergesetz geregelten Rechtsverhältnissen abhängl.

Wie auch das Amtsgericht Rostock selbst zu Recht feststellt, liegt dem streitgegenständlichen

Vergleic+lsschluss ein nach dem Urhebenecht zu beurteilender Sachverhalt zu Grunde. Denn

streitursächlich sind aus der VerleEung von Urhebenechten resultierende Ansprüche aus S 97

AbsaE 2 SaE 1 und $ 97a UrhG. Auch der von der K6gerin behauptete Vergleichsabschluss

über diese Anspniche ändert nichts daran, dass die Parteien aus einem im Urhebenecht geregel-

ten Rechtsverhälinis streiten. Denn ein Vergleich hat in der Regel keine schuldumschafiende

Wirkung (BGH, Versäumnisurteil vom 13,07 .20A4 - X ZR 204102). Für einen hiervon abweichen-

den Parteiwillen bedürfie es besonderer AnhaltspunKe. Solche, z.B. in Form eines schrifllichen

Schuldversprechens oder Schuldanerkenntnisses, liegen hier nicfit vor.

Für die Qualifikation des vorliegenden Rechtsstreits als Urhebenechtsstreit spielt es entspre-

chend keine Rolle, ob der Khgeansprucft neben urhebenechtlichen Anspruchsgrundlagen auch

auf andere Anspruchsgrundlagen gestüä wird oder gestüEt werdsn kann; dieses hat nur zur

Folge, dass der für Urhebersachen zuständige Richter auch zur Entscheidung über die sonstigen

Anspruchsgrundlagen berufen ist.

Eine Kostenentscheidung ist nicht veranlasst, da im Verfahren nach $ 36 ZPO vor dem Obedan-

desgericht Gerichtskosten nicht entstehen und die anwaltlichen Kosten gemäß S 19 AbsaE 1

Satz 2 Nummer 3 RVG zum Rechtszug der Hauptsache gehören.

Präsident
des Oberlandesgerichts

Richterin
am Oberlandesgericht

Richter
am uoenanoesgencnl
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Ausgefertigt

Rostock, 17.41.2013
')


